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Alfred Huber 20.12.2006
Hauptstr. 70
Gr�nhain

An das
Regierungspr�sidium Chemnitz

Sehr geehrte Damen und Herren,
ich wende mich an Ihre Beh�rde mit der Bitte um schnellen Rechtsschutz gegen den Bescheid des
Landratsamtes Annaberg vom 12.12.2006.
Ich habe zwar gestern beim Landratsamt Widerspruch erhoben, aber ich ben�tige eine rasche

Entscheidung der vorgesetzten Beh�rde, damit das Landratsamt Annaberg mich nicht weiter mit
unberechtigten Vollstreckungsmaßnahmen bedr�ngt.

Es geht um folgende Angelegenheit:

1. Mit Verf�gung vom 7.11.2003 hatte mir die Beh�rde aufgegeben, die auf der S�dseite meines
Grundst�cks Hauptstr. 70 in Gr�ndhain unerlaubt errichtete Grenzgarage mit einer L�nge von
13,45 m abzubrechen, soweit sie �ber das Maß von 9 m vorgenommen wurde.
Dagegen erhob ich damals Widerspruch, da ich die Garage (aus technischen Gr�nden) nur bis zu

einer L�nge von 9,25 m abbrechen wollte und beantragte gleichzeitig den Bau einer Garage mit der
entspr. L�nge sowie des Abbruchs der dar�ber hinaus errichteten Bauteile. F�r den Fall der Erteilung
dieser R�ckbaugenehmigung teilte ich mit, dass das Widerspruchsverfahren obsolet sei.
Die Beh�rde erteilte mir daraufhin am 11.11.2005 die beantragte R�ckbaugenehmigung und

bestimmte u.a. eine Frist von 6 Monaten f�r den genehmigten reduzierten Abbruch (im Bescheid als
Teilabbruchsanordnung bezeichnet).
Diese Baugenehmigung mit den Nebenbestimmungen habe ich nicht angefochten.

2. Es kam anschließend zu einer Zwangsgeldandrohung gegen mich in H�he von 3.000 E, weil ich
den festgelegten Teilabbruch nicht durchf�hrte.

3. Dann kam eine weitere beh�rdliche Verf�gung vom 19.7.2006 mit folgendem Inhalt:
– Festsetzung des zuvor angedrohten Zwangsgeldes in H�he von 3.000 E und
– erneute Zwangsgeldandrohung in H�he von 5.000 E

Dagegen habe ich am 3.8.2006 beim Landratsamt Annaberg Widerspruch erhoben.

4. Dann erhielt ich eine weitere beh�rdliche Verf�gung, und zwar am 12.12.2006 mit folgendem
Inhalt:
– Festsetzung eines weiteren Zwangsgeldes in H�he von 5.000 E (als Folge der Androhung im

Bescheid vom 19.7.2006) und gleichzeitig
– Androhung der Ersatzvornahme, falls ich die Teilabbruchsanordnung entspr. dem beh�rdlichen

Bescheid vom 11.11.2005 nicht bis sp�testens zum 30.1.2007 erf�lle.

Ich habe, wie bereits angesprochen, beim Landratsamt Annaberg Widerspruch gegen diese Verf�-
gung vom 12.12.2006 eingelegt und beantrage jetzt in diesem Zusammenhang Eilrechtsschutz beim
Regierungspr�sidium Chemnitz.

* Der Autor ist Regierungsdirektor am Regierungspr�sidium Chemnitz.
** Die Klausur ist dem Beschluss des VGH Mannheim vom 16.6.1995 (NVwZ-RR 1996, 541) nachgebildet.
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Zur Begr�ndung meines Antrages erhebe ich jetzt insbes. folgende Einwendungen gegen die
Rechtm�ßigkeit des Bescheides des Landratsamtes Annaberg vom 12.12.2006:

1. Die Durchsetzung des 2003 i.V.m. dem Bescheid im Jahre 2005 vom Landratsamt verlangten
Teilabbruchs ist unverh�ltnism�ßig, weil auf andere (mit einem geringeren Eingriff in meine Eigen-
tumsposition verbundene) Weise ein rechtm�ßiger Zustand geschaffen werden kann.

2. Es fehlt an einer wirksamen Androhung des mit Bescheid vom 12.12.2006 festgesetzten Zwangs-
geldes in H�he von 5.000 E, da in der vorangegangenen Verf�gung vom 19.7.2006 neben dieser
neuen Zwangsgeldandrohung �ber 5.000 E zugleich das vorher angedrohte Zwangsgeld in H�he
von 3.000 E festgesetzt worden ist.
Eine derartige Kombination von Vollstreckungsmitteln ist nicht zul�ssig.

Ich bitte um schnelle Entscheidung des Regierungspr�sidiums zu meinen Gunsten, da ich mit wei-
teren Vollstreckungsmaßnahmen des Landratsamtes Annaberg rechnen muss.

Hochachtungsvoll
Alfred Huber

Landratsamt Annaberg 5.1.2007
Der Landrat

An das
Regierungspr�sidium Chemnitz

Widerspruchsverfahren des Herrn Alfred Huber
Eilrechtsschutz gem. Antrag vom 20.12.2006

Sehr geehrte Damen und Herren,
in vorgenannter Angelegenheit �bersenden wir die Akte und beantragen, den Antrag des Herrn
Huber vom 20.12.2006 abzulehnen.
Es ist zutreffend, dass der Antragsteller gegen den Bescheid des Landratsamtes Annaberg vom

12.12.2006 (mit dem beiden Vollstreckungsmaßnahmen) form- und fristgerecht Widerspruch ein-
gelegt hat.
Deshalb halten wir den jetzt bei der Widerspruchsbeh�rde gestellten Eilantrag f�r unzul�ssig, da

Herr Huber diesen Antrag zuerst bei unserer Beh�rde als Ausgangsbeh�rde des Verfahrens stellen
muss.
Zur Sache tragen wir (hilfsweise) wie folgt vor: Der von dem Antragsteller vorgetragene Sach-

verhalt ist im Wesentlichen zutreffend.
Jedoch m�ssen noch folgende Klarstellungen vorgetragen werden:

1. Gegen die von unserer Beh�rde erteilte Baugenehmigung vom 11.11.2005 mit der Nebenbe-
stimmung (Teilabbruch) hat der Antragsteller keinen Widerspruch erhoben.
Der Antragsteller kann, weil er damals keinen Widerspruch erhoben hat, jetzt keine Ein-

wendungen mehr gegen die Baugenehmigung einschl. Teilabbruch vom 11.11.2005 vortragen,
denn er war mit dem von der Beh�rde festgelegten begrenzten Teilabbruch der unerlaubt
errichteten Garage einverstanden.

2. Es ist zutreffend, dass der Antragsteller am 3.8.2006 Widerspruch gegen den Bescheid unserer
Beh�rde vom 19.7.2006 erhoben hat, aber nur gegen die Zwangsgeldfestsetzung (3.000 E) und
nicht gegen die Androhung (5.000 E) und er hat auch keine weiteren Ausf�hrungen in diesem
Widerspruchsverfahren zur Zwangsgeldandrohung gemacht.

3. Gegen die Androhung des Zwangsgeldes im Bescheid vom 19.7.2006 hat er keinen Widerspruch
erhoben, sodass er auch gegen die darauf folgende Festsetzung mit Bescheid vom 12.12.2005
keinen Eilrechtsschutz in Anspruch nehmen kann.

Im �brigen erlaubt das Verwaltungsvollstreckungsgesetz ausdr�cklich die Festsetzung eines
Zwangsgeldes in Verbindung mit einer erneuten Androhung weiterer konkreter Vollstreckungsmaß-
nahmen.

4. Auch die nunmehr erfolgte Androhung der Ersatzvornahme im Bescheid vom 12.12.2006 be-
gegnet keinen rechtlichen Bedenken.

Der Antrag kann aus den dargelegten Gr�nden keinen Erfolg haben.

Im Auftrag
Meier
Kreisamtsrat
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Alfred Huber 25.1.2007

An das
Regierungspr�sidium Chemnitz

Sehr geehrte Damen und Herren,
in dem Verfahren gegen den Landkreis Annaberg wegen des Bescheides vom 12.12.2006 betr. Voll-
streckungsmaßnahmen gegen mich beziehe ich mich auf die schriftliche �ußerung des Landkreises
vom 5.1.2007.
Ich kann nicht nachvollziehen, weshalb es mir jetzt verwehrt sein soll, auf den Bescheid aus dem

Jahr 2005 mit der Teilabbruchsanordnung einzugehen, nur weil ich damals das Widerspruchsver-
fahren nicht weiterf�hrte.
Wir leben doch in einem Rechtsstaat und gerade deswegen muss dieser Bescheid, der rechtswidrig

ist, nochmals eingehend gepr�ft werden.
Mir ist auch nicht bekannt, dass die Beh�rde so ohne weiteres in einem Festsetzungsbescheid �ber

Zwangsgeld wiederum eine Androhung vornehmen darf, das halte ich nicht gerechtfertigt.
Aber darauf kann es nicht ankommen (auch nicht darauf, dass ich �bersehen habe, gegen die

Zwangsgeldandrohung im Bescheid vom 19.7.2006 Widerspruch zu erheben), da bereits die Teil-
abbruchsanordnung, wie von mir vorgetragen, rechtswidrig ist wg. Verstoßes gegen das Verh�ltnis-
m�ßigkeitsprinzip.
Deswegen sind alle nachfolgenden Vollstreckungsmaßnahmen zu beanstanden mit der Folge, dass

mein Eilantrag positiv zu bescheiden ist.

Mit freundlichen Gr�ßen
Alfred Huber

AUFGABE
1. Pr�fen Sie gutachterlich die Erfolgsaussichten des Antrags.
2. Fertigen Sie den Tenor der Entscheidung der Widerspruchsbeh�rde, die am 5.2.2007 erging.

BEARBEITUNGSHINWEIS
Das Regierungspr�sidium Chemnitz ist die zust�ndige Widerspruchsbeh�rde.

n L�SUNGSSKIZZE
VORBEMERKUNG
Der Antragsteller sucht »schnellen« Rechtsschutz gegen die Verf�gung des Landratsamtes Annaberg
vom 12.12.2006 (Zwangsgeldfestsetzung in H�he von 5.000 E und Androhung der Ersatzvornah-
me). Es handelt sich somit um einen Rechtsschutzantrag gegen Vollstreckungsmaßnahmen nach den
§§ 19 ff. VwVG (siehe dazu Weber VR 2004, 253 [256 ff.], grunds�tzlich zum Verwaltungsvoll-
streckungsverfahren nach den §§ 19 ff. VwVG Weber VR 2004, 181 ff.).

A. ZUL�SSIGKEIT
(siehe dazu Weber apf 1999, 226 ff.; und KommJur 2006, 134 ff.; Kopp/Schenke VwGO, 13. Aufl.
2003, Anm. 108 zu § 80; Br�hl JuS 1995, 818; Pietzner/Ronellenfitsch Das Assessorexamen im
�ffentlichen Recht, 11. Aufl. 2005, S. 616 ff.).

Eilrechtsschutz nach
§ 80 IV VwGO

I. Der Verwaltungsrechtsweg nach § 40 I 1 VwGO ist gegeben (�ffentlich-rechtliche Streitigkeit
nichtverfassungsrechtlicher Art), hier Verwaltungsvollstreckungsverfahren nach den §§ 19 ff. VwVG.

II. Es handelt sich um einen (auszulegenden) Antrag auf Aussetzung der Vollziehung nach § 80 IV
VwGO bei der Widerspruchsbeh�rde (zur Zust�ndigkeit der Widerspruchsbeh�rde im Verfahren
nach § 80 IV VwGO siehe Weber KommJur 2006, 134 ff.) wg. eines gegen�ber dem Antragsteller
ergangenen belastenden Verwaltungsaktes (Zwangsgeldfestsetzung sowie Androhung eines Zwangs-
mittels als Verwaltungsakt), wobei die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs wg. § 11 VwVG
(ebenso § 12 LVwVG) entf�llt. Es geht dabei um zwei kraft Gesetzes sofort vollziehbare Vollstre-
ckungsmaßnahmen (VGH Mannheim NVwZ-RR 1996, 541[542]) gem. § 80 II 1 Nr. 3 VwGO
(Pietzner/Ronellenfitsch a.a.O. S. 597)

III. Der Antrag ist statthaft. Ein Verwaltungsakt (es ist auch vertretbar, von 2 Verwaltungsakten, in
einem Bescheid zusammengefasst, zu sprechen: Zwangsgeldfestsetzung und anschließende Andro-
hung der Ersatzvornahme; siehe dazu auch die Ausf�hrungen unter B III, formelle Rechtm�ßigkeit)
liegt vor, es handelt sich um die beiden Vollstreckungsmaßnahmen im Bescheid des Landratsamtes
Annaberg vom 12.12.2006 (Festsetzung eines Zwangsgeldes und Androhung der Ersatzvornahme).
Der Antragsteller hat auch bei der Ausgangsbeh�rde bereits Widerspruch eingelegt.
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